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Rechtsmittelbelehrung Abstimmungsunterlagen
Gemäss § 83 und § 88 des Gesetzes vom 7. September 1981 über die poli-
tischen Rechte (SGS 120; nachfolgend: GpR) stehen bei kantonalen Wahlen 
und Abstimmungen folgende Rechtsmittel zur Verfügung:
Wegen Verletzung des Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung 
und Durchführung von Abstimmungen und Wahlen kann beim Regierungsrat 
Beschwerde erhoben werden.
Beschwerden an den Regierungsrat sind innert dreier Tage seit der Entde-
ckung des Beschwerdegrunds bzw. seit der Eröffnung der Verfügung bei der 
Landeskanzlei, Rathausstrasse 2, 4410 Liestal, einzureichen, spätestens je-
doch am dritten Tag nach der ordnungsgemässen Veröffentlichung des Ergeb-
nisses im Binninger Anzeiger.
Beim Kantonsgericht kann Beschwerde erhoben werden gegen Verfügungen, 
Handlungen und Unterlassungen des Regierungsrats wegen Verletzung des 
Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung und Durchführung von 
Abstimmungen und Wahlen sowie gegen Verfügungen der Landeskanzlei 
nach dem GpR. Beschwerden an das Kantonsgericht sind innert dreier Tage 
seit Eröffnung des Entscheids bzw. der Verfügung dem Kantonsgericht (Ab-
teilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht), Bahnhofplatz 16, 4410 Liestal, 
einzureichen.
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An die Stimmberechtigten
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie erhalten mit diesen Abstimmungsinformationen eine Vorlage, über die am 
24. November 2024 auf kommunaler Ebene abgestimmt wird.

Vorlage «Änderung der Gemeindeordnung»

Abstimmungsfrage:
«Wollen Sie die Änderung der Gemeindeordnung vom 13. Mai 2024 annehmen?»

Der Gemeinderat und der Einwohnerrat empfehlen:
Der Gemeinderat und der Einwohnerrat empfehlen den Stimmberechtigten die 
Annahme der Änderung der Gemeindeordnung.

Abstimmungsresultat Einwohnerrat:
Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 13. Mai 2024 der Änderung der Ge-
meindeordnung mit 28 : 5 Stimmen zugestimmt.
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Das Wichtigste in Kürze
Die Änderung der Gemeindeordnung führt zu Anpassungen an den Grundsätzen 
der Haushaltführung der Gemeinde. Die bislang geltende Schuldenbremse soll 
neu durch das Instrument der Defizitbeschränkung abgelöst werden. Diese Ver-
änderung ist erforderlich, da die geltende Schuldenbremse vorgibt, dass über 
einen Zeitraum von 8 bzw. 16 Jahren eine durchschnittliche Selbstfinanzierung 
von 100 % erreicht werden muss. Die grossen und durch das Stimmvolk gutge-
heissenen Investitionsprojekte lassen sich mit dieser Vorgabe aber nur schwer 
umsetzen. 
Damit die Gemeinde die notwendigen Investitionsprojekte realisieren kann, wird 
eine neue finanzielle Steuerung des Gemeindehaushaltes vorgeschlagen. Diese 
stellt auch weiterhin einen langfristig ausgeglichenen Gemeindehaushalt sicher. 
Neu soll die Budgetierung von Defiziten – auch über eine längere Zeit – grund-
sätzlich erlaubt sein, sofern noch genügend eigene Mittel vorhanden sind. Eine 
Beschränkung erfährt dieses Modell, indem das budgetierte Defizit in einem 
Jahr maximal 3 % der kommunalen Steuererträge betragen darf. Um einen un-
gebremsten Schuldenanstieg zu verhindern, ist als Sicherungsmassnahme eine 
zusätzliche Schuldenbeschränkungsregel vorgesehen.
Sowohl die bislang geltende Schuldenbremse als auch die neue Defizitbeschrän-
kung verfolgen das gleiche Ziel: Beide Instrumente bezwecken, auf der Ausgaben-
seite Grenzen zu setzen, um das Haushaltsgleichgewicht der Gemeinde langfris-
tig sicherzustellen. 

Gemeinderat und Einwohnerrat empfehlen die Vorlage zur Annahme
Sowohl der Gemeinderat als auch eine grosse Mehrheit des Einwohnerrates 
(28 : 5 Stimmen)	unterstützen die Änderung der Gemeindeordnung. Die Defizit-
beschränkung wird als geeignetes Instrument zur Ablösung der Schuldenbremse 
beurteilt.
Einige Mitglieder des Einwohnerrates lehnen die Defizitbeschränkung ab. Sie 
warnen vor einem enormen Schuldenberg, der nie abnehmen und künftige Gene-
rationen sehr stark einschränken werde. Sie befürchten, dass die Finanzlage der 
Gemeinde in Zukunft aus dem Ruder laufe, und befürworten statt einer Defizit-
beschränkung ein Schuldenverbot.
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Die Vorlage im Detail

Die bisher geltenden Grundsätze der Haushaltführung mit Schulden-
bremse
Gemäss § 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) ist der Gemeindehaushalt 
nach den Grundsätzen der Gesetzmässigkeit, der Wirksamkeit, des Haus-
haltgleichgewichts, der Wirtschaftlichkeit und der Dringlichkeit der Auf-
gaben zu führen. Zu berücksichtigen sind auch Sparsamkeit, Verursacher-
finanzierung und Abgeltung von Sondervorteilen. Es gilt den Grundsatz zu 
beachten, wonach im Durchschnitt der letzten sechs Rechnungsjahre, des 
laufenden Jahres gemäss Budget und des folgenden Budgetjahres (ins-
gesamt acht Jahre) eine durchschnittliche Selbstfinanzierung von 100 % 
erreicht wird.
Ein Budget, das eine Unterschreitung der durchschnittlichen Selbstfinanzierung 
von 100 % zur Folge hat, bedarf zu seiner Genehmigung einer Zwei-Drittel-Mehr-
heit der anwesenden Einwohnerratsmitglieder (§ 41 Abs. 2 GO). Eine andere zeit-
liche Selbstfinanzierungsregelung gilt für Investitionen in das Verwaltungsver-
mögen mit einem Nettobetrag von mehr als 10 Mio. Franken. Diese müssen über 
einen Zeitraum von höchstens 16 Jahren aus eigenen Mitteln finanziert werden 
(§ 41 Abs. 3 GO).
Mit Einführung der vorgenannten Bestimmungen und der damit verbundenen 
Schuldenbremse im Jahr 2000 und im Jahr 2009 verfolgte die Gemeinde das Ziel, 
das Eigenkapital zu schützen beziehungsweise eine Schuldenanhäufung zu verhin-
dern. Die heutige Schuldenbremse verlangt, dass in einem gewissen Zeitrahmen 
eine durchschnittliche Selbstfinanzierung von 100 % erreicht wird. Obschon sich 
das Eigenkapital der Gemeinde auf 125 Mio. Franken beläuft, kann bei grossen 
Investitionsprojekten eine Selbstfinanzierung von 100 % aber weder über 8 Jahre 
(Finanzvermögen) noch über 16 Jahre (Verwaltungsvermögen) eingehalten wer-
den. Mit Blick auf die bereits durch das Stimmvolk beschlossenen Investitionen 
bedeutet dies eine grosse Herausforderung, fallen diese und weitere, noch nicht 
beschlossene Investitionen in den kommenden 15 Jahren mit insgesamt rund 
180 Mio. Franken doch wesentlich höher aus, als es die durchschnittliche Selbst-
finanzierung gemäss den geltenden Vorgaben von § 41 GO zulassen würde. Für die 
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künftigen hohen Investitionen der Gemeinde Binningen wird eine Aufnahme von 
Fremdkapital somit unumgänglich sein.

Neu: Defizitbeschränkung 
Um Investitionen zu ermöglichen, darf ein Defizit budgetiert werden. Das budge-
tierte Defizit der Erfolgsrechnung darf dabei aber nur maximal 3 % der budgetier-
ten Steuererträge betragen. Bei den für das Jahr 2021 budgetierten kommunalen 
Steuererträgen von rund 64 Mio. Franken wäre das zulässige Defizit somit bei-
spielsweise auf rund 2 Mio. Franken begrenzt gewesen. Durch diese Deckelung 
wird sichergestellt, dass die Gemeinde die vorübergehend erhöhten Investitionen 
auch langfristig tragen kann. 
Um die budgetierten Defizite auch langfristig absichern zu können, gibt die neue 
Regelung vor, dass der Bilanzüberschuss per Ende des letzten Rechnungsjahres 
nicht kleiner als 25 % der kommunalen Steuererträge des entsprechenden Jah-
res sein darf. Sofern der Bilanzüberschuss kleiner ist als 25 % der kommunalen 
Steuererträge, muss das kumulierte Gesamtergebnis der Erfolgsrechnung über 
acht Jahre ausgeglichen sein. Der Betrachtungszeitraum dieser acht Jahre um-
fasst die drei letzten Rechnungsjahre, das laufende Jahr, das Budgetjahr und die 
drei Finanzplanjahre. 
Solange also der Bilanzüberschuss den genannten Schwellenwert (im Jahr 2021: 
rund 16 Mio. Franken) nicht unterschreitet, wäre im Durchschnitt von acht Jahren 
ein Defizit somit grundsätzlich erlaubt. In einem einzelnen Jahr darf das bud-
getierte Defizit aber nie mehr als 3 % der kommunalen Steuererträge betragen. 
Diese beiden Sicherungsmassnahmen führen dazu, dass der Haushalt der Ge-
meinde langfristig ausgeglichen ist und das Defizit tragbar bleibt sowie in einem 
gesunden Verhältnis zum Steueraufkommen steht. Ein Budget, welches diese Re-
geln der Defizitbeschränkung verletzt, kann nur mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit 
im Einwohnerrat verabschiedet werden. Die Defizitbeschränkung stellt somit den 
Kern der neuen langfristigen finanziellen Haushaltssteuerung dar.
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Sicherungsmassnahme durch Schuldenbeschränkung
Da es theoretisch denkbar wäre, dass es durch jahrelange Kumulation von De-
fiziten zu einer Überschuldung kommt, ist eine weitere Sicherungsmassnahme 
vorgesehen, welche die Zunahme des Fremdkapitals beschränkt. Ein Budget, das 
einen Nettoverschuldungsquotienten von mehr als 150 % zur Folge hat, muss 
einen Selbstfinanzierungsgrad der Nettoinvestitionen im Mittel der drei letzten 
und des Budgetjahrs von mindestens 80 % aufzuweisen. Diese Schwellenwerte 
entsprechen den kantonalen Vorgaben.

Vorteile der Defizitbeschränkung
Der Vorteil der Defizitbeschränkung liegt insbesondere darin, dass anstelle des 
einmaligen Mechanismus, wie ihn die Schuldenbremse darstellt, eine jährliche 
Überprüfung des Haushaltes im Rahmen der Budgetprüfung stattfindet. Weiter 
erlaubt die Defizitbeschränkung eine vorausschauende Steuerung der Gemeinde-
finanzierungen. Sie beinhaltet eine Früherkennung und einen langfristig ausge-
legten Steuermechanismus, indem neben Rechnungsjahren auch Planjahre in den 
Betrachtungszeitraum einbezogen werden. 

Der Nettoverschuldungsquotient zeigt an, welcher Anteil der Steuer
erträge erforderlich wäre, um die Nettoschuld abzutragen.

Quelle: Finanzhandbuch für die Baselbieter Einwohnergemeinden, Herausgeber: Kanton Basel-
Landschaft, Kapitel 16.2, S. 2

Nettoverschuldungsquotient = × 100
Fremdkapital – Finanzvermögen

Fiskalertrag
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Während die Schuldenbremse vom absoluten Grundsatz der Eigenfinanzierung 
zu 100 % ausgeht, ermöglicht die Defizitbeschränkung eine der tatsächlichen Fi-
nanzkraft der Gemeinde angepasste Finanzierung. Die Defizitbeschränkung sieht 
eine Lockerung der Vorgaben betreffend Selbstfinanzierung vor, um die geplanten 
Investitionen vornehmen zu können. Sie trägt damit der aktuellen und der künfti-
gen Finanzlage der Gemeinde Rechnung.

Möglicher Nachteil der Defizitbeschränkung
Die Defizitbeschränkung erfordert – im Gegensatz zur Schuldenbremse mit einer 
Selbstfinanzierung von 100 % – nicht, dass vor einer Investition die nötigen Mit-
tel vollständig angespart werden müssen. Die Defizitbeschränkung ermöglicht 
und erlaubt, dass innerhalb der genannten Begrenzungen (3 % der budgetierten 
Fiskalerträge) wiederholt negative Haushaltsabschlüsse vorliegen. Damit dies 
nicht zu einer Überschuldung führt (durch jahrelange Kumulation von Defiziten), 
wurde eine Schuldenbegrenzung gemäss den kantonalen Vorgaben festgelegt 
(80 % Selbstfinanzierungsgrad bzw. Nettoverschuldungsquotient von 150 %).

Unsicherheiten
Obschon sich das Modell der Defizitbeschränkung an die gesetzlichen Bestimmun-
gen des Kantons Uri anlehnt (Gesetz zum Haushaltsgleichgewicht des Kantons Uri 
vom 25. November 2018), betritt die Gemeinde Binningen mit der Einführung der 
Defizitbeschränkung auf kommunaler Ebene Neuland – Erfahrungen anderer Ge-
meinden fehlen. Nicht abschliessend klären lässt sich, inwieweit auf Gemeinde-
ebene möglicherweise eine grössere Variabilität bei Steuereinnahmen vorliegen 
könnte, als dies auf Ebene eines Kantons der Fall ist. Dabei gilt es allerdings zu 
berücksichtigen, dass gerade die langfristige Steuerung des Gemeindehaushaltes 
mittels Defizitbeschränkung an sich erlauben sollte, allfällige Variabilitäten des 
Steuerertrags ausgleichen zu können. 
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Fazit
Obwohl die Gemeinde Binningen nahezu schuldenfrei ist und über ein erhebliches 
Eigenkapital verfügt, kann sie wegen der Schuldenbremse nicht investieren. Die 
Defizitbeschränkung schafft dafür eine Möglichkeit, ohne die langfristige Siche-
rung des Finanzhaushaltes zu gefährden. Der Gemeinderat und eine deutliche 
Mehrheit des Einwohnerrates sind deshalb der Meinung, dass der Wechsel von 
der Schuldenbremse zur Defizitbeschränkung sinnvoll und notwendig ist.

Weitere Änderungen
Aufteilung der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission
Die bisherige Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission (GRPK) soll in eine 
Rechnungsprüfungskommission (RPK) und in eine Geschäftsprüfungskommission 
(GPK) aufgeteilt werden, um die unterschiedlichen Aufgaben der beiden Kommis-
sionen fokussierter erfüllen zu können.

Sondervorlagen
Grundsätzlich sind ungebundene Ausgaben in Form von Sondervorlagen ausser-
halb des Budgets zu beschliessen (§ 159 Abs. 1 Gemeindegesetz; GemG; SGS 180). 
Die Gemeindeordnung kann aber vorsehen, dass solche Ausgaben bis zu einer 
bestimmten Höhe im Budget beschlossen und dass deren Höhe nach Ausgaben-
arten abgestuft wird (§ 159 Abs. 2 GemG). Eine entsprechende Bestimmung – in 
anderen Gemeinden absolut üblich – ist neu in der Gemeindeordnung vorgesehen 
und bestimmt, dass Investitionsausgaben bis 1 Mio. Franken für Tiefbauten sowie 
für Werk- und Energieleitungen, übrige Investitionsausgaben bis 800 000 Franken 
pro Jahr und laufende Ausgaben bis 300 000 Franken pro Jahr mit dem Budget 
beschlossen werden dürfen.

Anstellungsverhältnisse
Bisher stellte der Gemeinderat den Gemeindeverwalter, die Gemeindeverwalterin 
sowie die übrigen Mitarbeitenden an. Neu sieht die Gemeindeordnung vor, dass 
die Anstellungsverhältnisse im Personalreglement der Gemeinde Binningen vom 
20. Mai 2019 geregelt werden.
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Redaktionelle Änderungen
Neben den inhaltlichen Änderungen beispielsweise der §§ 35, 36, 40, 41, neu 41a 
und 43 GO werden weitere Bestimmungen der Gemeindeordnungen redaktionell 
angepasst oder präzisiert (z.B. § 6 Abs. 3 oder § 15 Abs. 1 GO). Inhaltlich bleiben 
diese Regelungen im Wesentlichen unverändert. Beispielsweise führt die Ge-
meindeordnung einen neuen § 26a auf, welcher aber lediglich eine Klarstellung 
der Kompetenzen des Gemeinderates darstellt und den geltenden § 33 entspre-
chend ergänzt. Einige Bestimmungen wurden an das höherstehende Recht oder 
an geltende Vertragsbestimmungen angepasst (so etwa § 5 Abs. 2 Buchstabe c 
oder § 10 Buchstabe abis GO).

Anpassungen im Finanzreglement
Die Änderungen in der Gemeindeordnung betreffend die Grundsätze der Haus-
haltführung bedingen auch Änderungen im Finanzreglement der Gemeinde Bin-
ningen vom 19. Februar 2001 (Finanzreglement). Der Einwohnerrat hat an seiner 
Sitzung vom 13. Mai 2024 die Teilrevision des Finanzreglements genehmigt und 
vorbehältlich der Annahme der geänderten Gemeindeordnung durch die Stimm-
berechtigten die Inkraftsetzung des teilrevidierten Erlasses per 1. Januar 2025 
beschlossen.
Insbesondere wird in § 24bis Finanzreglement neu festgelegt, dass Fremdkapi-
tal aufgenommen werden darf, um beschlossene Investitionen zu tätigen. Jede 
Fremdkapitalaufnahme muss dabei mit einem Abzahlungsplan verbunden sein 
und die Abzahlungsdauer darf nicht länger als die jeweilige Abschreibungsdauer 
der Investition betragen. Im Rahmen von Investitionsvorlagen orientiert der Ge-
meinderat über die Art der Finanzierung. 
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Stellungnahme des Gemeinderats
Der Gemeinderat unterstützt die Änderung der Gemeindeordnung. Die be-
stehende Schuldenbremse der Gemeinde Binningen stammt aus einer Zeit, 
welche weder die steigenden Einwohnerzahlen noch die damit verbunde-
nen Investitionen vorhersehen konnte und damit den Anforderungen an ein 
zukunftsfähiges Binningen nicht mehr standhält.
Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass die Gemeinde Binningen mit diesen An-
passungen über zeitgemässe und griffige Instrumente für eine optimale Haus-
haltführung verfügen wird; stets mit dem Ziel der Sicherstellung eines langfristig 
ausgeglichenen Finanzhaushaltes sowie eines kontrollierten und nachhaltigen 
Umgangs mit den Gemeindefinanzen.
Die Notwendigkeit der geplanten Investitionsvorhaben der Gemeinde Binningen 
in den kommenden Jahren ist unbestritten. Angesichts der aktuellen Herausfor-
derungen führt die bislang geltende Schuldenbremse jedoch zu Schwierigkeiten, 
da die geplanten Investitionen innerhalb einer Zeitspanne von 15 Jahren höher 
ausfallen, als dies die durchschnittliche Selbstfinanzierung gemäss § 41 GO er-
lauben würde. Dem Gemeinderat ist es aber ein wichtiges Anliegen, dass die 
Gemeinde Binningen sich generationenübergreifend entwickeln kann und gleich-
zeitig keine unkontrollierten Schulden anhäuft.
Daher ist er der Meinung, dass mit der Ablösung der bestehenden Schuldenbrem-
se durch das neue Instrument der Defizitbeschränkung mit Schuldenbeschränkung 
ein Mechanismus gefunden werden konnte, welcher die vorstehend genannten 
Ziele erreichen und die geplanten Investitionsprojekte in Zukunft umsetzen lässt, 
ohne die Stabilität des Gemeindehaushaltes zu gefährden. 

Der Gemeinderat empfiehlt Ihnen, die Änderung der Gemeindeordnung anzuneh-
men.

Der Gemeinderat
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Beratung im Einwohnerrat
Der Einwohnerrat hat die Änderung der Gemeindeordnung an seiner Sit-
zung vom 13. Mai 2024 beraten. Der Beratung im Einwohnerrat vorausge-
gangen sind intensive und mehrjährige Kommissionsberatungen, in denen 
die Vorlage eingehend sowie durch externe Fachpersonen beurteilt wur-
de. Die zuständige Kommission konnte dem Einwohnerrat schliesslich eine 
ausgewogene Vorlage vorlegen, die eine grosse Mehrheit als tragfähig be-
urteilt und beschlossen hat.
Aus Sicht der befürwortenden Mitglieder des Einwohnerrates ist eine Erneuerung 
der bisher geltenden Schuldenbremse erforderlich. Mit dem Instrument der De-
fizitbeschränkung werde ermöglicht, das vorhandene Eigenkapital der Gemeinde 
langsam für die geplanten Investitionen zu verwenden, ohne dabei in eine Über-
schuldung zu geraten. Das neue System stelle einen Fortschritt der Haushalts-
steuerung dar und die Defizitbeschränkung sei das geeignete Instrument, um dem 
Investitionsstau in der Gemeinde entgegenzuwirken.
Einige Mitglieder des Einwohnerrates lehnen das Instrument der Defizitbeschrän-
kung ab. Sie befürworten stattdessen ein komplettes Schuldenverbot als Ersatz 
für die geltende Schuldenbremse, da diese mit den geltenden Abschreibungsre-
geln nicht mehr vereinbar sei. Bei einem Schuldenverbot müssten alle Investitio-
nen im Zeitpunkt der Investitionsentscheidung vollständig mit Eigenkapital vor-
finanziert sein. Sie warnen vor einem enormen Schuldenberg, der nie abnehmen 
und künftige Generationen sehr stark einschränken werde. Sie befürchten, dass 
die Finanzlage der Gemeinde in Zukunft aus dem Ruder laufe.

Der Einwohnerrat hat der Änderung der Gemeindeordnung am 
13. Mai 2024 mit 28 : 5 Stimmen zugestimmt.
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Ausführliches Einwohnerratsprotokoll unter:
www.binningen.ch > Gemeinde > Politik > Einwohnerrat >
Einladungen, Beschlüsse, Protokolle 2024 > Sitzung vom 13. Mai 2024

Synoptische Darstellung betreffend 
Änderung der Gemeindeordnung unter:
www.binningen.ch > Gemeinde > Politik >
Einwohnerrat >
Einladungen, Beschlüsse, Protokolle 2024 >
Sitzung vom 13. Mai 2024

Abstimmungsfrage
Auf Ihrem Stimmzettel werden Sie gefragt:

«Wollen Sie die Änderung der Gemeindeordnung vom 13. Mai 2024 an-
nehmen?»

Empfehlung des Gemeinderates und des Ein-
wohnerrates
Der Gemeinderat und der Einwohnerrat empfehlen den Stimmberechtigten, am 
24. November 2024 wie folgt zu stimmen:

Ja zur Änderung der Gemeindeordnung
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Gemeindeordnung

Änderung vom 13. Mai 2024
Die Stimmberechtigten der Einwohnergemeinde Binningen beschliessen:

I.
Die Gemeindeordnung der Gemeinde Binningen vom 23. August 1999 (Fassung vom 30. No-
vember 2008) wird wie folgt geändert:

§ 5 Abs. 2 Bst. a, c und e
2 Die Fachbehörden sind für besondere Fachbereiche eingesetzte und durch Volks- oder 
Einwohnerratswahl bestellte ständige Organe der Gemeinde. Ihre Kompetenzen richten sich 
nach den massgeblichen gesetzlichen Bestimmungen sowie den mit dem Gemeinderat ab-
geschlossenen Leistungsvereinbarungen. Es bestehen folgende Fachbehörden:

a)	 der Schulrat der Primarstufe (7 Mitglieder)
c)	 der Musikschulrat Binningen-Bottmingen (die Anzahl Mitglieder der Gemeinde Binnin-

gen gemäss Vertrag)
e)	 aufgehoben

§ 6 Abs. 3 zweiter Satz
3 Stille Wahlen sind möglich für die Wahl des Präsidiums des Gemeinderates. Im Übrigen 
sind Stille Wahlen ausgeschlossen.

§ 8 Abs. 2 zweiter Satz
2 Begehren, die der Einwohnerrat in der Sache ablehnt, sind innert eines Jahres seit Einrei-
chung der Urnenabstimmung zu unterstellen. Der Einwohnerrat kann jedem Begehren einen 
Gegenvorschlag gegenüberstellen.

§ 10 Bst. abis, g, h und i
Folgende Beschlüsse des Einwohnerrates unterliegen der Volksabstimmung:

abis)	der Vertrag über eine gemeinsame Behörde,
g)	 die Beschlüsse über ungebundene einmalige Ausgaben von mehr als 5 Mio. Franken 

oder über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als 500 000 Franken. Für 
ungebundene einmalige Ausgaben, die auf mehrere Jahre verteilt werden, ist die Ge-
samtsumme massgebend,

h)	 der Erwerb, der Tausch und die Veräusserung von Grundstücken und Liegenschaften von 
mehr als je 5 Mio. Franken pro Jahr,
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i)	 die Errichtung oder die Aufhebung von Baurechten von mehr als je 5 Mio. Franken pro 
Jahr.

§ 11 Abs. 4 Bst. a und b
4 Vom Referendum ausgenommen sind:

a)	 Beschlüsse über Budget, Nachtragskredite zu Budget, Rechnung und Steuerfuss,
b)	 Erlass, Änderung oder Aufhebung des Leistungsauftrages, wenn dieser mit dem Budget 

beschlossen worden ist,

§ 15 Abs. 1
1 Wer dem Einwohnerrat, dem Gemeinderat oder einer Fachbehörde ununterbrochen wäh-
rend vier Amtsperioden angehört hat, ist in dasselbe Amt für die nächstfolgende Amtsperio-
de nicht wählbar.

§ 18 Abs. 2
2 Im Übrigen regelt der Einwohnerrat seine Organisation sowie Form und Ablauf der Beratun-
gen in einer Geschäftsordnung.

§ 20 Abs. 1 Bst. a, b, c, d, e, f und g
1 Der Einwohnerrat wählt:

a)	 4 Mitglieder der Sozialhilfebehörde,
b)	 aufgehoben,
c)	 7 Mitglieder des Wahlbüros,
d)	 6 Mitglieder des Schulrats der Primarstufe,
e)	 die der Gemeinde Binningen zustehende Anzahl Mitglieder des Sekundarschulrats 

Binningen-Bottmingen,
f)	 die der Gemeinde Binningen zustehende Anzahl Mitglieder des Musikschulrats,
g)	 die Kontrollorgane.

§ 21 Bst. a
Der Einwohnerrat hat folgende Aufgaben:

a)	 Kenntnisnahme des Aufgaben- und Finanzplans,

§ 22 Bst. a, c, f und g
Der Einwohnerrat hat folgende Kompetenzen:

a)	 Beschlussfassung über das jährliche Budget in Form von Globalbudgets; umfassen diese 
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nicht die ganze Erfolgsrechnung, ist der restliche Teil in der Form eines Kontenplans zu 
beschliessen,

c)	 jährliche Festsetzung des Steuerfusses, wobei es für die Anpassung des Steuerfusses 
gegenüber dem Steuerfuss des Vorjahres eines 2/3 Stimmenmehrs der anwesenden 
Mitglieder des Einwohnerrates bedarf,

f)	 Beschlussfassung über Erwerb, Tausch und Veräusserung von Grundstücken und Liegen-
schaften, sofern der Betrag je über 3 Mio. Franken pro Jahr liegt,

g)	 Beschlussfassung über die Errichtung oder die Aufhebung von Baurechten zugunsten 
oder zulasten der Einwohnergemeinde, sofern der Betrag je über 3 Mio. Franken pro 
Jahr liegt. 

§ 25 Abs. 1
1 Der Gemeinderat erarbeitet den Aufgaben- und Finanzplan, der im Sinne einer rollenden 
Planung jedes Jahr an die tatsächlichen Entwicklungen angepasst und dem Einwohnerrat zur 
Kenntnisnahme vorgelegt wird. 

§ 26a Wahlen
1 Der Gemeinderat wählt aus seiner Mitte:

a)	 1 Mitglied des Schulrats der Primarstufe,
b)	 1 Mitglied des Sekundarschulrats,
c)	 1 Mitglied des Schulrats der Musikschule,
d)	 1 Mitglied der Sozialhilfebehörde.

§ 29 Überschrift und Abs. 1
Schulräte (Schulrat der Primarstufe, Sekundarschulrat und Musikschulrat)
1 Aufgehoben.

§ 31
Aufgehoben.

§ 33 Abs. 2 und 3
2 Dem Schulrat der Primarstufe, dem Sekundarschulrat, dem Musikschulrat sowie der Sozial-
hilfebehörde gehört ein Mitglied des Gemeinderates von Amtes wegen an.
3 Dem Wahlbüro gehört der Verwaltungsleiter / die Verwaltungsleiterin von Amtes wegen 
an.
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§ 35 Überschrift, Abs. 1, 2, 2bis, 2ter, 2quater und 3
Rechnungsprüfungskommission
1 Der Einwohnerrat bestellt aus seiner Mitte eine Rechnungsprüfungskommission.
² Die Rechnungsprüfungskommission zählt 9 Mitglieder.
2bis Die Rechnungsprüfungskommission prüft und berichtet zuhanden des Einwohnerrates:

a)	 die Leistungsaufträge und die Globalbudgets,
b)	 den Aufgaben- und Finanzplan,
c)	 die Jahresrechnung der Einwohnergemeinde sowie ihrer Anstalten,
d)	 alle Vorlagen, die Beiträge an öffentliche und private Institutionen und Unternehmen 

vorsehen,
e)	 alle Vorlagen über den Erwerb und den Verkauf von Land und Liegenschaften.
2ter Sie nimmt weitere Aufgaben und Befugnisse wahr, die sich aus der kantonalen und der 
kommunalen Gesetzgebung und der Geschäftsordnung des Einwohnerrates ergeben.
2quater Sie kann unter Berücksichtigung des Datenschutzes in die Akten der Organe, der Ver-
waltung und der Anstalten der Einwohnergemeinde Einsicht nehmen.
3 Aufsichtsinstanz über die Rechnungsprüfungskommission ist der Regierungsrat.

§ 36 Überschrift, Abs. 1, 1bis, 1ter und 4
Geschäftsprüfungskommission
1 Der Einwohnerrat bestellt aus seiner Mitte eine Geschäftsprüfungskommission.
1bis Die Geschäftsprüfungskommission zählt 9 Mitglieder.
1ter Die Geschäftsprüfungskommission hat folgende Aufgaben:

a)	 Sie prüft die Tätigkeit von Gemeindebehörden und Mitarbeitenden der Verwaltung.
b)	 Sie prüft den Jahresbericht und die Erfüllung der Leistungsaufträge hinsichtlich der 

korrekten Anwendung der gesetzlichen Vorschriften, der Reglemente der Gemeinde und 
den ordnungsgemässen Vollzug der Beschlüsse der Gemeindebehörden, sofern sie nicht 
von anderen Behörden geprüft und genehmigt werden müssen.

c)	 Sie erstattet dem Einwohnerrat Bericht über ihre das verflossene Jahr betreffenden 
Feststellungen. Bei schweren Pflichtverletzungen beantragt sie der Aufsichtsinstanz die 
Anhebung eines Disziplinarverfahrens.

4 Aufsichtsinstanz über die Geschäftsprüfungskommission ist der Regierungsrat.

§ 40 Überschrift, Abs. 1 und 2
Anstellungsverhältnisse
1 Die Anstellungsverhältnisse der Mitarbeitenden der Gemeinde werden im Personalregle-
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ment geregelt.
2 Aufgehoben.

§ 41 Überschrift, Abs. 2, 3, 4, 5 und 6
Haushaltführung und Schuldenbeschränkung
2 Ein Budget, das einen Nettoverschuldungsquotient von mehr als 150 % zur Folge hat, hat 
einen Selbstfinanzierungsgrad der Nettoinvestitionen im Mittel der drei letzten und des 
Budgetjahrs von mindestens 80 % aufzuweisen.
3 Ein Budget, welches den Vorgaben gemäss Abs. 2 nicht entspricht, bedarf zu seiner Ge-
nehmigung einer 2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder des Einwohnerrates.
4 Aufgehoben.
5 Aufgehoben.
6 Aufgehoben.

§ 41a Haushaltführung und Defizitbeschränkung
1 Das budgetierte Defizit der Erfolgsrechnung darf maximal 3 % der budgetierten kommuna-
len Fiskalerträge betragen.
2 Sofern der Bilanzüberschuss per Ende des letzten Rechnungsjahres kleiner ist als 25 % der 
kommunalen Fiskalerträge des entsprechenden Jahres, muss das kumulierte Gesamtergeb-
nis der Erfolgsrechnung über acht Jahre ausgeglichen sein. Als Betrachtungszeitraum gelten 
acht Jahre: die drei letzten Rechnungsjahre, das laufende Jahr, das Budgetjahr und die drei 
Finanzplanjahre.
3 Ein Budget, welches diese Defizitbeschränkung verletzt, bedarf zu seiner Genehmigung 
einer 2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder des Einwohnerrates.

§ 42
Aufgehoben.

§ 43 Überschrift, Abs. 1 und 1bis

Aufgaben- und Finanzplan sowie Berichterstattung
1 Der Aufgaben- und Finanzplan legt für jede Produktegruppe die Entwicklungen, die Mass-
nahmen und die dafür benötigten Investitionen, Mittel und Leistungen für fünf Jahre fest.
1bis Der Gemeinderat legt dem Einwohnerrat jährlich den Aufgaben- und Finanzplan zur 
Kenntnis vor.

§ 44 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. a, b, c sowie Abs. 2
1 Der Gemeinderat kann ausserhalb des Budgets über die folgenden Beträge beschliessen:
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a)	 Ungebundene Ausgaben pro Jahr: in der Höhe von 1 % der Gesamtausgaben der Er-
folgsrechnung des vergangenen Jahres.

	 Ungebundene Ausgaben im Einzelfall: in der Höhe von 1 ‰ der Gesamtausgaben der 
Erfolgsrechnung des vergangenen Jahres.

b)	 Erwerb, Tausch und Veräusserung von Grundstücken und Liegenschaften bis 3 Mio. 
Franken pro Jahr.

c)	 Errichtung oder Aufhebung von Baurechten bis 3 Mio. Franken pro Jahr (gesamter jähr-
licher Höchstbetrag der Kapitalwerte).

2 Er verfügt über die Mittel mit privatrechtlicher Zweckbindung, unter Vorbehalt anderslau-
tender Zuständigkeitsregelung.

§ 44a Sondervorlagen
1 Unter Vorbehalt von Absatz 2 sind ungebundene Ausgaben in Form von Sondervorlagen 
ausserhalb des Budgets zu beschliessen.
2 Folgende ungebundene Ausgaben dürfen mit dem Budget beschlossen werden:

a)	 Investitionsausgaben bis 1 Mio. Franken für Tiefbauten sowie für Werk- und Energielei-
tungen,

b)	 übrige Investitionsausgaben bis 800 000 Franken pro Jahr,
c)	 laufende Ausgaben bis 300 000 Franken pro Jahr.

§ 48
Aufgehoben.

II. 
Keine Fremdänderungen.

III. 
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Der Einwohnerrat beschliesst – vorbehältlich der Annahme der teilrevidierten Gemeindeord-
nung durch die Stimmberechtigten – die Inkraftsetzung der teilrevidierten Gemeindeordnung 
per 1. Januar 2025.

Binningen, 13. Mai 2024
Im Namen des Einwohnerrats
Der Präsident: Roman Oberli	 Der Verwaltungsleiter: Christian Häfelfinger
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